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S C H L U S S A N T R Ä G E D E S G E N E R A L A N W A L T S H E N R I MAYRAS 
V O M 14. FEBRUAR 1980 ' 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

I — Im vorliegenden, an die Dritte 
Kammer verwiesenen Verfahren geht es 
nur um einen geringen Geldbetrag, je­
doch kann es über den konkreten Fall 
hinaus bestimmte Gruppen von Wander­
arbeitnehmern betreffen. Dieses Verfah­
ren wirft heikle Fragen auf, die mich zu 
vertieften Ausführungen zwingen; ich 
bedauere, daß die Regierung der Repu­
blik Irland, deren Recht ebenfalls betrof­
fen wird, keine Erklärungen abgegeben 
hat. Auch für die Klägerin im Ausgangs­
verfahren ist niemand aufgetreten. 

Bei der Klägerin handelt es sich um eine, 
wie man zu sagen pflegt, „Person in vor­
gerücktem Alter" (an elderly Irishwo­
man). Sie wurde am 30. April 1911 in 
der Republik Irland geboren und hatte 
von 1963 bis 1972 als Arbeitnehmerin 
(employed worker) Beiträge zur staatli­
chen Versicherung dieses Landes (nach 
den Social Weifare Acts) in voller Höhe 
geleistet. Erst am 17. März 1973 kam sie 
im Alter von fast 62 Jahren in das Ver­
einigte Königreich und ging dort weiter­
hin einer unselbständigen Erwerbstätig­
keit nach. Zu diesem Zeitpunkt hatte sie 
das in Irland geltende normale Rentenal­
ter von 65 Jahren noch nicht erreicht, 
das im Vereinigten Königreich geltende 
jedoch überschritten, welches für Frauen 
auf 60 Jahre festgesetzt ist. 

Die örtliche Dienststelle der staatlichen 
Versicherung des Vereinigten König­
reichs hielt sie dennoch für berechtigt, 
sich für die Zahlung von Einheitsbeiträ­
gen (full flat rate contributions) des 
staatlichen Versicherungssystems (Natio­

nal Insurance Act 1965) „zu entschei­
den". Sie trat folglich diesem System bei, 
erhielt eine staatliche Versicherungsnum­
mer und entrichtete, soweit sie aufgrund 
ihres Lohnes dazu verpflichtet war, vom 
16. April 1973 bis zum 29. September 
1974 Beiträge der Gruppe I (class I con­
tributions) in einer Gesamthöhe von 
51,16 £ sowie in den Jahren 1975/76 ge­
mäß dem Social Security Act 1975 ein­
kommensabhängige Beiträge der Gruppe 
I in einer Gesamthöhe von 16,74 £. Sie 
war außerdem gegen Arbeitsunfälle (in­
dustrial injuries) versichert und entrich­
tete Beiträge zu diesem Zweck. 

Ausweislich der Akten beantragte die 
Klägerin im Februar 1974 die Feststel­
lung ihrer Altersrentenansprüche. Da­
raufhin teilte ihr der Insurance Officer 
am 12. Juli 1974 mit, daß ihr kein Ren­
tenanspruch zustehe, weil sie nicht we­
nigstens 104 Beiträge vor Erreichung des 
60. Lebensjahres entrichtet habe. 

Um Geldleistungen bei Krankheit (sick­
ness benefit) zu erhalten, reichte die Klä­
gerin am 14. November 1975 bei der ört­
lichen Dienststelle des Department of 
Health and Social Security ein ärztliches 
Attest vom gleichen Tage ein, in dem be­
stätigt wurde, daß sie wegen einer Herz­
muskelschwäche von 12. bis 21. No­
vember 1975 arbeitsunfähig sei. 

Die Arbeitsunfähigkeit dauerte bis zum 
7. April 1976 und noch darüber hinaus 
an; die Klägerin beantragte erneut Geld­
leistungen aus der Krankenversicherung, 
jedoch betrifft das Ausgangsverfahren 
diese letzteren Anträge nicht. Dennoch 
wird dessen Ergebnis Einfluß auf das 
Schicksal der späteren Anträge haben. 

I — Aus dem Französischen übersetzt. 
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Am 21. November 1975 lehnte der Insu­
rance Officer den Antrag der Klägerin 
vom 14. November 1975 mit der Begrün­
dung ab, sie sei bei ihrem Beitritt zur bri­
tischen Sozialversicherung älter als 60 
Jahre gewesen und habe keinen An­
spruch auf eine Rente der Kategorie A 
(category A pension) aufgrund ihrer 
eigenen Versicherung (on her own insu­
rance). Sie sei deswegen so zu behan­
deln, als habe sie beim Verlassen Irlands 
ihre unselbständige Erwerbstätigkeit auf­
gegeben und sei zu diesem Zeitpunkt in 
den Ruhestand getreten, 

Eine Klage der Betroffenen wies das 
Local Tribunal Bristol am 13. September 
1976 ab. 

Gegen dieses Urteil legte die Klägerin 
Berufung zum National Insurance Com­
missioner ein; dieser hat den Gerichtshof 
durch Entscheidung vom 10. Juli. 1979 
mit sieben Fragen befaßt, die im Sit­
zungsbericht enthalten sind und die 
Auslegung der Verordnung Nr. 1408/71 
des Rates zur Anwendung der Systeme 
der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern, be­
treffen. Der National Insurance Com­
missioner hält eine Antwort auf die von 
ihm gestellten Fragen weiterhin für seine 
Entscheidung "für erforderlich, obgleich 
die Klägerin am 8. September 1979 ver­
storben ist. 

II — Diese Fragen laufen inhaltlich 
darauf hinaus, ob eine Person, die im 
Rahmen des Sozialversicherungssystems 
der Republik Irland voll versichert war 
und sich in das Vereinigte Königreich 
begeben hat, um dort nach Vollendung 
des 60. Lebensjahres ordnungsgemäß 
einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 
nachzugehen, aufgrund deren sie dort 
Beiträge zur Kranken- und Arbeitsunfall­
versicherung entrichtet hat, gemäß Arti­
kel 1 Buchstabe a der Verordnung Nr. 

1408/71 als im Vereinigten Königreich 
im Hinblick auf Geldleistungen bei 
Krankheit versichert anzusehen ist, wenn 
diese Leistungen vom Altersrentensystem 
im Vereinigten Königreich abhängen. 
Der National Insurance Commissioner 
möchte weiterhin wissen, welcher Träger 
für die Feststellung des Anspruchs der 
Klägerin auf Leistungen bei Krankheit 
zuständig ist und welche Gemeinschafts­
bestimmungen einschlägig sind. 

Um die Berechtigung dieser Fragen zu 
verstehen, sind einige Erläuterungen zu 
dem damals im Vereinigten Königreich 
geltenden allgemeinen Altersrentensy­
stem erforderlich, weil die Regelung für 
Geldleistungen bei Krankheit unmittelbar 
von diesem abhinģ. Die Rechtslage ist 
deswegen etwas kompliziert, weil am 
5. April 1976 Änderungen eingetreten 
sind. 

Dieser Zeitpunkt ist aus zwei Gründen 
wichtig: Zum einen fällt er mit dem Be­
ginn des Steuerjahres zusammen; zum 
anderen traten an diesem Tag bestimmte 
Vorschriften des Social Security Act 
1975 in Kraft, durch den bestimmte Ein­
zelheiten der früher geltenden Bestim­
mungen koordiniert und geändert wur­
den. Unter Beibehaltung des Konzeptes 
des früheren Systems bringt diese Rege­
lung eine für Personen in der Lage der 
Klägerin wesentliche Neuerung mit sich: 
Von dem genannten Zeitpunkt an wurde 
die Verpflichtung, Beiträge zur Arbeits­
unfallversicherung zu entrichten aufge­
hoben: die unselbständigen Erwerbstäti­
gen (employed earners) behielten jedoch 
bei Eintritt des Versicherungsfalles ihren 
Anspruch auf Geldleistungen bei Arbeits­
unfällen (industrial injuries benefits), die 
von den Geldleistungen bei Krankheit zu 
unterscheiden sind. Der bis dahin eigen­
ständige Zweig (scheme) der Arbeitsun­
fallversicherung wurde dem allgemeinen 
Versicherungssystem (national insurance 
scheme) eingegliedert. Die Einheitlich-
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keit des britischen Sozialversicherungssy­
stems wurde dadurch noch weiter ver­
stärkt. 

Im Vereinigten Königreich beträgt das 
gesetzlich vorgesehene Alter (pensionable 
age), von dem an Arbeitnehmer mit 
Wohnsitz in diesem Staat eine innerstaat­
liche Einheitsrente (flat rate pension) be­
anspruchen können, für Männer 65 und 
für Frauen 60 Jahre. In der Republik Ir­
land beträgt das übliche Rentenalter 65 
Jahre. 

Die Altersrenten wurden in zwei Grup­
pen unterteilt, die Einheitsrente (flat rate 
pension) und die anteilig berechnete 
Rente (graduated pension). Im Aus­
gangsverfahren geht es nur um eine 
Rente der ersten Gruppe (Rente der Ka­
tegorie A im Sinne von Section 28 (l)(b) 
und Schedule 3 Teil I Section 5 des Ge­
setzes von 1975). 

Der Anspruch auf eine derartige Rente 
hing, neben der Erreichung des vorgese­
henen Alters, von folgenden Vorausset­
zungen ab: 

1. Der Betroffene mußte wenigstens 156 
Einheitsbeiträge (flat rate) zum So­
zialversicherungssystem des Vereinig­
ten Königreichs entrichtet haben, und 
im Jahresdurchschnitt mußten zu sei­
nen Gunsten 50 Beiträge tatsächlich 
berücksichtigt oder ihm fiktiv ange­
rechnet werden können (im letzteren 
Fall wird von „staggered contribu­
tions" gesprochen); wenn dem Betrof­
fenen weniger als 50, jedoch mehr als 
13 Beiträge im Jahresdurchschnitt an­
gerechnet werden konnten, hatte er 
einen Anspruch auf . eine geringere 
Rente. 

2. Der Betroffene mußte tatsächlich in 
den Ruhestand getreten sein, das 
heißt, er durfte nicht mehr regelmäßig 
einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 
nachgehen. Wenn ein Mann nach Er­
reichung des 65. und eine Frau nach 

Erreichung des 60. Lebensjahres in 
Ausübung einer unselbständigen Er­
werbstätigkeit weniger als einen be­
stimmten Betrag verdienten, stand 
dies dem Bezug einer Altersrente 
nicht entgegen; die genannte Voraus­
setzung wurde jedoch bei Männern 
nach Erreichung des 70. und bei 
Frauen nach Erreichung des 65. Le­
bensjahres als erfüllt angesehen. 

Wenn jemand nach Erreichung des Ren­
tenalters und bei Anspruch auf eine Ein­
heitsrente (flat rate) weiter arbeitete und 
Beiträge zur Krankenversicherung ent­
richtete, so geschah dies offensichtlich 
deshalb, weil er sich deswegen einen 
Vorteil für später versprach. Dieser Vor­
teil bestand darin, daß die Rente, die der 
Betroffene zu dem Zeitpunkt erwarten 
konnte, in dem er schließlich in den Ru­
hestand treten würde, entsprechend dem 
Zeitraum, für den er weiterhin Beiträge 
entrichtet hatte, erhöht wurde (Section 
31 des National Insurance Act 1965). 
Wurden weiterhin Beiträge zur Kranken­
versicherung entrichtet, so hatte dies 
demnach nicht in erster Linie zum Ziel 
und zur Folge, dem Versicherten in Ge­
stalt von Geldleistungen den Vorteil zu 
bewahren, den er erhalten hätte, wenn er 
bei Erreichung des Rentenalters aufge­
hört hätte zu arbeiten. Diese Ausführun­
gen dienen der Antwort auf die vom Ge­
richtshof gestellte Frage, die in der 
mündlichen Verhandlung beantwortet 
worden ist. 

Ich wende mich nunmehr den Geldlei­
stungen bei Krankheit zu. 

Um diese Leistungen beanspruchen zu 
können, muß der Betroffene gemäß Sec­
tion 14 (1) in Verbindung mit Section 14 
(2) des Social Security Act 1975 die Vor­
aussetzungen für den Bezug einer Alters­
rente der Kategorie A erfüllen. 

Nach den Ausführungen des erstinstanz­
lichen Gerichts erfüllte die Betroffene 
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nicht die für eine Frau, die das 60. Le­
bensjahr überschritten habe, vorgesehe­
nen Voraussetzungen: Sie hätte lediglich 
dann aufgrund ihrer eigenen Versiche­
rung einen Anspruch auf Altersrente der 
Kategorie A gehabt, wenn sie in den Ru­
hestand getreten wäre (retired from regu­
lar employment) und einen entsprechen­
den Antrag gestellt hätte. Die von ihr im 
Vereinigten Königreich entrichteten Bei­
träge könnten dies nicht bewirken, da sie 
dem nationalen Versicherungssystem zu 
keinem Zeitpunkt rechtmäßig angehört 
habe. Gemäß Section 4 in Verbindung 
mit Sections 6, 14, 28 sowie Schedule 3 
des Social Security Act 1975 sei eine 
Frau nach Erreichung des gesetzlich vor­
gesehenen Rentenalters (pensionable 
age) weder berechtigt noch verpflichtet, 
weiterhin Beiträge zur Rentenversiche­
rung zu entrichten, wenn sie nach dem 
60. Lebensjahr ihre unselbständige Er­
werbstätigkeit fortsetze, es sei denn, sie 
hätte schon vor Erreichung dieses Alters 
dem Versicherungssystem im Vereinigten 
Königreich angehört. 

Im übrigen war der Klägerin der Betrag 
von 16,74 £, den sie „irrtümlich" in den 
Jahren 1975/76 aufgrund des Social Se­
curity Act 1975 entrichtet hatte, erstattet 
worden; zu dem Zeitpunkt, in dem der 
National Insurance Commissioner seine 
Entscheidung erlassen hat, waren Ver­
handlungen über die Erstattung des Be­
trags von 51,16 £ im Gange, die die Klä­
gerin „ohne Rechtsgrund" als Beiträge 
im Hinblick auf Einheitsleistungen ent­
richtet hatte. In der Verhandlung wurde 
uns bestätigt, daß diese Erstattung inzwi­
schen erfolgt ist. 

Dagegen sind die im übrigen sehr gerin­
gen in den Jahren 1973/74 sowie 
1974/75 zur Arbeitsunfallversicherung 
entrichteten Beiträge der Klägerin nicht 
erstattet worden, weil sie aufgrund des 
National Insurance (Industrial Injuries) 
Act 1965 zu ihrer Entrichtung verpflich­
tet war. 

III — Nach der vom Insurance Officer 
— zumindest in seinen schriftlichen Er­
klärungen — und noch nachdrücklicher 
von der Kommission vertretenen Auffas­
sung ist die Mehrzahl der dem Gerichts­
hof gestellten Fragen für die Entschei­
dung des Rechtsstreites weder einschlä­
gig noch erforderlich. Es überrascht 
mich, diese Haltung beim Insurance Of­
ficer, der vom National Insurance Com­
missioner vor der Abfassung der Fragen, 
die dieser dem Gerichtshof zu stellen be­
absichtigte, konsultiert worden war, und 
vor allem bei der Kommission feststellen 
zu müssen, die weitgehend als einzige in 
der Lage ist, uns Aufschluß zu geben. 

1. Wie der Vertreter des Insurance 
Officer in seinen mündlichen Ausführun­
gen zu Recht betont hat, liegt der Kern 
des Problems darin, ob eine Person in 
der Lage der Klägerin für die Anwen­
dung der Bestimmungen über Geldlei­
stungen bei Krankheit als „Arbeitneh­
mer" im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a 
der Verordnung Nr. 1408/71 anzusehen 
ist. 

Die Kommission vertritt die Auffassung, 
daß diese Frage in den ausschließlichen 
Zuständigkeitsbereich der innerstaatli­
chen Behörden falle, da die Beitrittsvor­
aussetzungen zu den Systemen der sozia­
len Sicherheit in den verschiedenen Mit­
gliedstaaten nicht harmonisiert seien. Die 
Verordnung Nr. 1408/71 diene lediglich 
der Koordinierung der innerstaatlichen 
Systeme der sozialen Sicherheit und der 
„Freizügigkeit der Leistungen", nicht je­
doch der Harmonisierung der Beitritts­
voraussetzungen. 

Hinsichtlich der Verordnung Nr. 
1408/71 komme es weniger auf die Aus­
übung einer unselbständigen Erwerbstä­
tigkeit mit den damit zusammenhängen­
den allgemeinen oder besonderen Risi­
ken (Krankheit, Arbeitsunfälle usw.) an, 
sondern vielmehr auf die gültige Zuge-
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hörigkeit zum System der sozialen Si­
cherheit oder die Entrichtung von Beiträ­
gen. 

Wenn diese Behauptung auf die Verord­
nung Nr. 3, die erste Verordnung des 
Rates über die soziale Sicherheit der 
Wanderarbeitnehmer, zutraf, so ist dies 
in dieser Ausschließlichkeit für die Ver­
ordnung Nr. 1408/71 sicher nicht mehr 
der Fall. Bestimmte Vorschriften dieser 
Verordnung gehen über eine einfache 
Koordinierung hinaus; die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland hat in ihren 
Erklärungen zu den verbundenen 
Rechtssachen 41 und 121/79 (Testa und 
Maggio) in diesem Zusammenhang Arti­
kel 69 über die Arbeitslosigkeit erwähnt. 

Auf alle Fälle kann diese restriktive Auf­
fassung nur dann aufrechterhalten wer­
den, wenn die notwendige Koordinie­
rung durch die Verordnung Nr. 1408/71 
richtig vorgenommen wurde und diese 
den Betroffenen nicht letztlich geringere 
Rechte einräumt, als diese aus internatio­
nalen Vereinbarungen oder zweiseitigen 
Abkommen ableiten konnten, an die die 
Mitgliedstaaten vor dem Inkrafttreten 
der Verordnung gebunden waren. 

Ich teile die vom Ersten Generalanwalt 
Jean-Pierre Warner in seinen Schlußan­
trägen in der Rechtssache Manzoni (Ur­
teil vom 13. Oktober 1977, Slg. 1977, 
1647; Schlußanträge S. 1658, 1670/1) 
vertretene Ansicht, daß die Grundsätze 
des Urteils Duffy (Urteil vom 10. De­
zember 1969, Slg. 1969, 597), nach de­
nen die Gemeinschaftsverordnungen die 
Rechte nicht einschränken dürfen, die 
Arbeitnehmer nach innerstaatlichem 
Recht haben, beibehalten werden sollten, 
und zwar ungeachtet des Urteils in der 
Rechtssache Walder vom 7. Juni 1973 
(Slg. 1973, 599), in dem der Gerichtshof 
entschieden hat: „Die Verordnungen Nr. 
3 und Nr. 1408/71 des Rates treten hin­
sichtlich der Personen, die auf sie An­
wendung finden, an die Stelle der in den 

Artikeln 6 beziehungsweise 7 oder in den 
Anhängen D beziehungsweise II dieser 
Verordnungen nicht erwähnten Abkom­
men über soziale Sicherheit zwischen 
Mitgliedstaaten; dies gilt auch dann, 
wenn sich aus der Anwendung dieser 
Abkommen für den Berechtigten höhere 
Leistungen ergeben als nach den genann­
ten Verordnungen". 

Würde die Verordnung die Berücksichti­
gung von in einem Mitgliedstaat (hier: 
Irland) zurückgelegten Versicherungszei­
ten zu dem Zweck, einer Frau nach Er­
reichung des 60. Lebensjahres aufgrund 
ihrer unselbständigen Erwerbstätigkeit 
die Weiterversicherung gegen Krankheit 
in einem anderen Mitgliedstaat (hier: 
dem Vereinigten Königreich) zu ermög­
lichen, nur unter der Voraussetzung zu­
lassen, daß die Betroffene im letztge­
nannten Mitgliedstaat bereits versichert 
gewesen ist und dort Beiträge entrichtet 
hat, obwohl sie tatsächlich — wenn auch 
„irrtümlich" — Beiträge zur Kranken­
versicherung wie auch zur Arbeitsunfall­
versicherung entrichtet hat, so müßte 
man, um die Worte des Ersten General­
anwalts Jean-Pierre Warner in der 
Rechtssache Warry (Urteil vom 9. No­
vember 1977, Slg. 1977, 2085) aufzugrei­
fen, feststellen, daß die Verordnung „ih­
ren Zweck offensichtlich nicht erreicht 
hat" („it has glaringly failed in its 
purpose"; Slg. 1977, 2102). 

Zur Entrichtung von Beiträgen zum Sy­
stem der sozialen Sicherheit im Hinblick 
auf den Bezug von Geldleistungen ist ein 
Arbeitnehmer, wenn nicht verpflichtet, so 
doch zumindest von dem Zeitpunkt an 
berechtigt, von dem an er regelmäßig 
eine unselbständige Erwerbstätigkeit wei­
ter ausübt und aus diesem Grunde darauf 
verzichtet, die ihm grundsätzlich zuste­
hende Rente zu beziehen. In diesem 
Falle gleichen die Geldleistungen ledig­
lich den Nachteil aus, den der aufge­
schobene Ruhestand für ihn zur Folge 
hat. 
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Der Haupteinwand, der vor dem Natio­
nal Insurance Commissioner vorgetragen 
und von der Kommission eingehend dar­
gelegt worden ist, besteht in der Behaup­
tung, wenn dem Antrag der Klägerin 
stattgegeben werde, komme es zu einer 
umgekehrten Diskriminierung zu Lasten 
britischer Staatsangehöriger, die in einem 
anderen Mitgliedstaat gearbeitet hätten 
und unter den gleichen Umständen wie 
die Klägerin in das Vereinigte König­
reich zurückkehrten: Anscheinend wür­
den deren Anträge ebenso abgelehnt wie 
die der Klägerin. 

Zunächst kann man sich fragen, ob es 
nicht eine Ausnahme darstellt,; daß ein 
britischer Bürger von über 65 Jahren 
oder eine britische Bürgerin von über 60 
Jahren nach einer Tätigkeit in einem an­
deren Mitgliedstaat oder einem Drittland 
wieder eine unselbständige Erwerbstätig­
keit aufnimmt, und ob durch diese 
scheinbar nicht diskriminierende Situa­
tion nicht tatsächlich vor allem die 
Staatsangehörigen der Republik Irland 
benachteiligt wurden; denn der Großteil 
der aus den Mitgliedstaaten stammenden 
Arbeitnehmer, die für eine Arbeitsauf­
nahme im Vereinigten Königreich unter 
diesen Bedingungen in Betracht kom­
men, waren Iren. 

Angenommen, eine derartige Ablehnung 
träfe einen britischen Staatsbürger, so 
müßte diese Ablehnung noch immer mit 
den Gemeinschaftsbestimmungen in Ein­
klang stehen. Meines Wissens ist ein der­
artiger Fall noch nie eingetreten oder 
dem Gerichtshof unterbreitet worden. 

Selbst wenn sich aus der Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts eine umgekehrte 
Diskriminierung zum Nachteil der briti­
schen Staatsangehörigen ergäbe, bliebe 
eine derartige Diskriminierung Angele­
genheit der Mitgliedstaaten; sie stünde 
einer scheinbaren Bevorzugung der An­
gehörigen anderer Mitgliedstaaten nicht 
entgegen (vgl. die unter Berücksichti­

gung des Urteils vom 28. Juni 1978, 
Kenny, Sig. 1978, 1489, erlassene Ent­
scheidung des National Insurance Com­
missioner vom 14. Dezember 1978). 

Diese Problematik braucht jedoch nicht 
vertieft zu werden, weil meines Erach-
tens die Klägerin bis zum Beweis des Ge­
genteils völlig ordnungsgemäß versichert 
war. Ich bitte um Nachsicht, wenn ich 
hier möglicherweise auf das Gebiet der 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts 
oder der Auslegung zweiseitiger Abkom­
men vordringe, das nach der Rechtspre­
chung des Gerichtshofes nicht in seine 
Zuständigkeit fällt, obwohl diese Ab­
kommen Bestandteil der Verordnungen 
über die soziale Sicherheit sind (Artikel 
95 der Verordnung Nr. 1408/71 und Ar­
tikel 11 der Verordnung Nr. 574/72). 
Ein derartiges Vorgehen scheint mir 
durchaus dem Bemühen des Gerichtsho­
fes, die Grundrechte zu wahren, und den 
Ausführungen des Präsidenten A. M. 
Donner zu entsprechen, wonach eine 
stärker auf die Untersuchung des Einzel­
falls gegründete Auslegung vonnöten sei, 
um das Ziel des Artikels 177 zu verwirk­
lichen, nämlich die einheitliche Anwen­
dung des Gemeinschaftsrechts zu för­
dern; die Auslegung habe unter Berück­
sichtigung der Umstände zu erfolgen, für 
die sie erbeten werde; andernfalls liefere 
sie keinerlei Aufschluß und stelle besten­
falls eine Art Erläuterung der Gemein­
schaftsbestimmungen dar, die dem inner­
staatlichen Richter nur eine zweischnei­
dige Hilfe bringe und sich über die wirk­
lich umstrittenen Fragen ausschweige. 
Nach Auffassung des Präsidenten A. M. 
Donner geht die Entwicklung der 
Rechtsprechung eindeutig in Richtung 
auf eine Auslegung des konkreten Falles. 

Lassen Sie mich hierzu folgendes bemer­
ken: 

Sicher können weder der Beitritt zu 
einem System der sozialen Sicherheit, 
selbst wenn er nicht auf Täuschung be-
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ruht, noch die Entrichtung von Beiträgen 
eine gefestigte Rechtsposition schaffen, 
die verhindert, daß die Lage eines Versi­
cherten im Einklang mit den Bestimmun­
gen über seine Rechtsstellung berichtigt 
wird. Jedoch kann ein Träger der sozia­
len Sicherheit die Zugehörigkeit einer 
Person zur Versicherung für Arbeitneh­
mer nicht rückwirkend in Frage stellen, 
wenn diese Person durch eine individu­
elle Verwaltungsentscheidung über ihren 
Beitritt in dieses System aufgenommen 
worden ist. 

Ich will sicherlich nicht der abschließen­
den Entscheidung des Secretary of State 
vorgreifen, falls diese die zur Entschei­
dung dieser Frage zuständige Stelle ist, 
deren Anrufung sich der National Com­
missioner vorbehalten hat (Section 93 (1) 
(b) des Social Security Act 1975). Wie 
ich bei der Sachverhaltsschilderung dar­
gelegt habe, muß jedoch festgehalten 
werden, daß die Klägerin bei ihrer An­
kunft im Vereinigten Königreich beim 
nationalen System der sozialen Sicherheit 
registriert worden war, eine Versiche­
rungsnummer erhalten und Beiträge ent­
richtet hatte. Erst später, als sie ihren An­
trag auf Leistungen bei Krankheit ein­
reichte, stellte man fest, daß sie ihre Bei­
träge „zu Unrecht" entrichtet hatte; 
dann erst begannen Verhandlungen über 
die Erstattung dieser Beiträge. Auf alle 
Fälle würde es sich hierbei um einen Irr­
tum bei der rechtlichen Bewertung (mis­
take of law) und nicht um einen Irrtum 
bei der Feststellung des Sachverhalts 
(mistake of fact) handeln. 

Den Nachweis dafür, daß der Beitritt der 
Klägerin zur Versicherung durchaus Ge­
genstand einer Verwaltungsentscheidung 
war, die insgesamt nicht rechtswidrig 
war, sehe ich in dem Umstand, daß die­
ser Beitritt dadurch ermöglicht wurde, 
daß ihr achtzehn Beiträge für den Zeit­
raum zwischen dem Beginn des Beitrag­
jahres (contribution year) und dem tat­

sächlichen Beginn der Pflichtversiche­
rung angerechnet worden waren. Dies 
scheint sich aus den Bestimmungen der 
am 29. März 1960 zu London unter­
zeichneten Vereinbarung über die soziale 
Sicherheit zwischen der Regierung des 
Vereinigten Königreichs von Großbritan­
nien und Nordirland und der Regierung 
der Republik Irland (S I 1960, Nr. 707) 
zu ergeben, auf die der National Insu­
rance Commissioner versteckt anspielt, 
über die sich die Kommission jedoch völ­
lig ausschweigt. 

Diese Vereinbarung spielt ebenfalls in 
der Rechtssache Nr. 143/79 (Walsh) eine 
Rolle, die vor der Zweiten Kammer des 
Gerichtshofes anhängig ist; ich erlaube 
mir, sie zu zitieren *: 

„Entschlossen, im Sozialbereich zusam­
menzuarbeiten, 

in dem Wunsch, Maßnahmen zu ergrei­
fen, damit Personen, die sich von dem 
einen Staat in den anderen begeben, in 
den Genuß der Leistungen der sozialen 
Sicherheit bei Krankheit, Mutterschaft 
und Arbeitslosigkeit sowie der Leistun­
gen für Witwen und Waisen gelangen", 

sind die beiden Regierungen unter ande­
rem auf dem Gebiet der Leistungen bei 
Krankheit wie folgt übereingekommen : 

„Artikel 7 

1. . . . befindet sich ein nach dem Gesetz 
eines der beiden Staaten Versicherter 
in dem anderen Staat, so wird für die 
Zwecke der Leistungen bei Krankheit 
und Mutterschaft folgendes verein­
bart . . . 

a) das Gesetz des ersten Staates ist 
auf den Betroffenen nicht anwend­
bar, 

1 — In englischer und französischer Sprache veröffentlicht 
in UNTS/RdTNU Band 371, S. 5 ff. (vom General­
sekretariat der Vereinten Nationen herausgegebene 
Vertragssammlung). 
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b) bei der Anwendung des Gesetzes 
des anderen Staates, nach dem der 
Betroffene den höheren Leistungs­
satz erlangen kann, 

ii) werden die Versicherungen, die 
entrichteten oder dem Versi­
cherten angerechneten Beiträge 
der entsprechenden Kategorie 
sowie die im ersten Staat ge­
währten oder beantragten Lei­
stungen bei Krankheit oder 
Mutterschaft den Versicherun­
gen, den entrichteten oder dem 
Versicherten angerechneten 
Beiträgen der entsprechenden 
Kategorie sowie den in dem 
anderen Staat gewährten oder 
beantragten Leistungen bei 
Krankheit oder Mutterschaft 
nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen gleichgestellt: 

aa) War der Berechtigte nach 
dem Gesetz der Republik 
Irland versichert und hält 
er sich nunmehr in Groß­
britannien auf, so ist jeg­
liche nach Unterabsatz b 
Ziffer ii dieses Absatzes zu 
gewährende Leistung bei 
Krankheit oder Mutter­
schaft (einschließlich aller 
Zuschläge) auf den Satz 
beschränkt, der (abgesehen 
von den Vorschriften über 
sich überschneidende Lei­
stungen) nach dem Gesetz 
der Republik Irland zu ge­
währen wäre, falls der Be­
troffene in diesem Staat 
verblieben wäre und die 
gesetzlich vorgesehenen 
Beiträge in voller Höhe 
entrichtet hätte; dies gilt 
lediglich dann nicht, wenn 
der Betroffene seit seiner 
letzten Ankunft in Groß­

britannien mindestens 13 
Wochenbeiträge nach briti­
schem Recht entrichtet hat, 
wenn er nach diesen Vor­
schriften mindestens 26 
Beiträge für das entspre­
chende Beitragsjahr ent­
richtet hat oder ihm diese 
angerechnet worden sind 
oder wenn er für den Fall, 
daß er die Leistungen für 
einen Tag beantragt, der 
innerhalb eines vom briti­
schen Gesetz als Arbeits­
unterbrechung definierten 
Zeitraumes liegt, vor seiner 
letzten Ankunft in Groß­
britannien Anspruch auf 
Leistungen bei Krankheit 
oder Mutterschaft für 
einen Tag innerhalb dieses 
Zeitraumes nach den ge­
nannten Rechtsvorschriften 
hatte . . . " 

Die Beitrittsakte (Artikel 29 in Verbin­
dung mit Anhang I, Abschnitt IX: So­
zialpolitik) enthält unter der Überschrift 
„Bestimmungen aus Abkommen über so­
ziale Sicherheit, die unbeschadet des Ar­
tikels 6 der Verordnung weiterhin gel­
ten" unter der Nr. 30, Irland-Vereinigtes 
Königreich, den Vermerk: „Keine". 
Folglich ist die Vereinbarung von 1960 
grundsätzlich nicht mehr anwendbar. Die 
Änderungen der Verordnung Nr. 
1408/71 aufgrund der Beitrittsakte sind 
jedoch erst am 1. April 1973 in Kraft ge­
treten. Mir ist nicht bekannt, ob diese 
Vereinbarung gekündigt wurde, jedoch 
steht fest, daß sie für die Betroffene im 
Zeitpunkt ihrer Ankunft im Vereinigten 
Königreich am 17. März 1973 noch galt. 

Für die Zeit nach dem 1. April 1973 ist 
folgendes festzustellen: 

In der Erwägung, daß „Änderungen der 
Rechtsvorschriften des Vereinigten Kö-
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nigreichs [es handelt sich um den Social 
Security Act 1975] . . . besondere Vor­
schriften zur Durchführung der Bestim­
mungen über die Zusammenrechnung 
der Zeiten [erfordern], damit bei der 
Feststellung des Anspruchs auf Leistun­
gen nach den Rechtsvorschriften dieses 
Mitgliedstaats die in den anderen Mit­
gliedstaaten zurückgelegten Zeiten . . . 
berücksichtigt werden können", wurde 
durch Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a 
Ziffer ii der Verordnung Nr. 1209/76 
des Rates vom 30. April 1976 in den An­
hang II der Verordnung Nr. 1408/71 in 
Nr. 30 des Teil A (Bestimmungen aus 
Abkommen über soziale Sicherheit, die 
unbeschadet des Artikels 6 der Verord­
nung weiterhin gelten) der Hinweis auf 
„Artikel 8 der Vereinbarung vom 14. 
September 1971 über die soziale Sicher­
heit" aufgenommen, um bei der Berech­
nung der Alters- oder Hinterbliebenen­
renten in einem der beiden Staaten die 
Heranziehung von fiktiven Beiträgen zu 
ermöglichen, die in dem anderen Staat 
im Rahmen der Krankenversicherung an­
gerechnet wurden. Der Gemeinschaftsge­
setzgeber hat somit eine Lücke ausge­
füllt, die in der Regelung für die Arbeit­
nehmer dieser Staaten bei der Heranzie­
hung und der Übertragung fiktiver Bei­
träge aus der Krankenversicherung für 
die Berechnung der Alters- und Hinter­
bliebenenrenten aufgetreten war. Diese 
Bestimmung ist rückwirkend zum 1. April 
1973 in Kraft getreten. 

Man kann im gleichen Sinne weiter die 
Begründungserwägungen der Verord­
nung Nr. 2595/77 des Rates vom 21. 
November 1977 zitieren, durch die 
„einem Arbeitnehmer, der zum Bezug 
einer Rente nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats berechtigt und in 
einem anderen Mitgliedstaat beschäftigt 
ist, . . . die Möglichkeit gegeben werden" 
[soll], sich nach den Rechtsvorschriften 
des letztgenannten Staates auch dann zu 

versichern, wenn diese die Rentenberech­
tigten von der Pflichtversicherung aus­
nehmen; ferner soll „einem Arbeitneh­
mer . . . ohne Einschränkung die Mög­
lichkeit gegeben werden, eine nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
erworbene Rente zu beziehen und die 
Feststellung seiner Rente in einem ande­
ren Mitgliedstaat aufzuschieben, um in 
den Genuß der sich aus diesem Aufschub 
ergebenden Steigerung der Rentenhöhe 
zu gelangen". 

Die Zugehörigkeit der Betroffenen zum 
System der sozialen Sicherheit ist somit 
keineswegs unterbrochen worden; weil 
die Klägerin der Versicherung im Ver­
einigten Königreich rechtswirksam ange­
hören konnte und mußte, sind ihr 18 ge­
setzlich vorgesehene Beiträge (statutory 
contributions) in diesem Staat angerech­
net worden (awarded as stagger credits). 
Erst als sie ihren Antrag eingereicht 
hatte, stellte man fest, daß ihre Versiche­
rung auf einem „Irrtum" beruhe. 

In der mündlichen Verhandlung hat der 
Bevollmächtigte des Insurance Officer 
anerkannt, daß die Klägerin für den Be­
reich der Leistungen der Arbeitsunfall­
versicherung als Arbeitnehmerin galt und 
folglich als gegen alle von der staatlichen 
Versicherung gedeckten Risiken versi­
chert angesehen werden mußte. Die 
Kommission hingegen ist der Ansicht, 
daß diese Tatsache nicht in das Verfah­
ren einbezogen zu werden brauche. Ich 
dagegen halte diesen Umstand — auf 
den eine Frage des National Insurance 
Commissioner besonders Bezug nimmt 
— für entscheidend; wenn man die Klä­
gerin nicht schon aus den von mir ange­
führten Gründen als krankenversichert 
ansehen muß, reicht doch die Tatsache, 
daß sie Leistungen bei Arbeitsunfällen 
beanspruchen konnte, für die Annahme 
aus, daß sie Geldleistungen bei Krank­
heit beanspruchen konnte. Nach dem 
Recht des Vereinigten Königreichs ist ein 
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Arbeitnehmer, der Beiträge entrichtet, 
nicht im Hinblick auf eine bestimmte 
Leistung versichert, sondern im Hinblick 
auf alle gesetzlich vorgesehenen beitrags­
gebundenen Leistungen, wenn auch der 
Anspruch auf eine bestimmte Leistung 
davon abhängt, daß die für diese Lei­
stung vorgesehenen Beitragsvorausset­
zungen erfüllt sind. Wäre die Klägerin, 
anstatt krank zu werden, Opfer eines Ar­
beitsunfalls geworden, so hätte sie eine 
Unterstützung (industrial injury benefit) 
beanspruchen können, die über den Nor­
malleistungen bei Krankheit gelegen 
hätte; soweit jedoch Leistungen bei Ar­
beitsunfällen und bei Krankheit einen auf 
die Arbeitsunfähigkeit zurückzuführen­
den Einkommensverlust ausgleichen sol­
len, sind sie miteinander vergleichbar. 
Dieses Ergebnis entspricht, wie der Insu­
rance Officer ausgeführt hat, meinen 
Schlußanträgen vom 13. Juli 1976 in der 
Rechtssache 17/76 (Brack, Slg. 1976, 
1455; Urteil vom 29. September 1976, 
Slg. 1976, 1429). 

Ich nehme zur Kenntnis, daß der Insu­
rance Officer mit einer Offenheit, die ich 
zu würdigen weiß, im Ergebnis einge­
räumt hat, daß er die Arbeitnehmer­
eigenschaft der Klägerin im Hinblick auf 
die Geldleistungen bei Krankheit nicht in 
Frage stelle und daß er dies auch vor 
dem National Insurance Commissioner 
anerkannt habe. Ich gehe folglich davon 
aus, daß eine Person in der Lage der 
Klägerin der staatlichen Versicherung 
des Vereinigten Königreichs rechtswirk­
sam angehört hat; auf dieser Grundlage 
werde ich kurz auf die übrigen dem Ge­
richtshof gestellten Fragen eingehen. 

2. Diese Fragen laufen inhaltlich darauf 
hinaus, ob in diesem Fall der zur Feststel­
lung der Leistungen bei Krankheit zu­
ständige Träger derjenige des Vereinig­
ten Königreichs ist und, falls dies zu be­
jahen ist, welche Bestimmungen anzu­
wenden sind. 

Da die Frage nach der Zugehörigkeit der 
Betroffenen zur Versicherung geklärt ist, 
scheint es mir eindeutig, daß in einem 
derartigen Fall der „zuständige Träger" 
derjenige des Vereinigten Königreichs 
ist, da gemäß Artikel 1 Buchstabe o Zif­
fer i der Verordnung Nr. 1408/71 dar­
unter „der Träger, bei dem die in Be­
tracht kommende Person im Zeitpunkt 
des Antrages auf Leistungen versichert 
ist', zu verstehen ist. Gemäß Artikel 4 
Absatz 2 sowie Anhang II der Verord­
nung Nr. 574/72 des Rates ist im Ver­
einigten Königreich der für Geldleistun­
gen bei Krankheit zuständige Träger für 
Großbritannien das Ministerium für Ge­
sundheitswesen und soziale Sicherheit 
(Department of Health and Social 
Security). 

Ergänzend weise ich darauf hin, daß der 
britische Träger gemäß Artikel 86 der 
Verordnung Nr. 1408/71 den Antrag der 
Klägerin unmittelbar oder durch Ein­
schaltung der zuständigen Behörden der 
beteiligten Mitgliedstaaten dem zuständi­
gen Träger hätte übermitteln müssen, 
wenn er Zweifel an seiner Zuständigkeit 
gehabt hätte. 

Wenn der Gerichtshof entsprechend mei­
nem Vorschlag die beiden ersten Fragen 
bejaht, wird die Frage Nr. 3, die den Fall 
eines Arbeitnehmers betrifft, der nur ge­
gen Arbeitsunfälle versichert ist, gegen­
standslos. Hingegen ist noch zu den vier 
letzten Fragen Stellung zu nehmen; diese 
wären nur dann gegenstandslos, wenn 
der zuständige Träger derjenige der Re­
publik Irland wäre. 

Für Leistungen bei Krankheit sieht Arti­
kel 18 Absatz 1 der Verordnung Nr. 
1408/71 in der Fassung des Artikels 1 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 2864/72 
des Rates vom 19. Dezember 1972 vor, 
daß „der zuständige Träger eines Mit­
gliedstaats, nach dessen Rechtsvorschrif­
ten der Erwerb, die Aufrechterhaltung 
oder das Wiederaufleben des Leistungs-

1470 



COONAN / INSURANCE OFFICER 

anspruchs von der Zurücklegung von 
Versicherungs-, Beschäftigungs- oder 
Wohnzelten abhängig ist, . . ., soweit er­
forderlich, die Versicherungs-, Beschäfti­
gungs- oder Wohnzeiten nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats [berücksichtigt], als handelte 
es sich um Zeiten, die nach den für die­
sen Träger geltenden Rechtsvorschriften 
zurückgelegt worden sind". 

Für Personen, die sich in der Lage der 
Klägerin befanden, machten die briti­
schen Rechtsvorschriften den Erwerb des 
Leistungsanspruchs nicht von der Zu­
rücklegung von Versicherungs-, Beschäf­
tigungs- oder Wohnzeiten abhängig: Die 
Höhe der Leistung bei Krankheit hängt 
von der Höhe der fiktiv geschuldeten Al­
tersrente ab, vorausgesetzt, diese Perso­
nen könnten eine Einheitsaltersrente (flat 
rate) beanspruchen, d. h. vorausgesetzt, 
sie haben seit ihrer letzten Ankunft in 
Großbritannien mindestens 13 Wochen­
beiträge nach britischem Recht oder für 
das betreffende Beitragsjahr mindestens 
26 Beiträge nach den britischen Vor­
schriften entrichtet (oder angerechnet er­
halten). 

Bei Alter sieht Artikel 45 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 1408/71 (in der Fas­
sung des Artikels 1 Absatz 13 der zitier­
ten Verordnung Nr. 2864/72) vor, daß 
„der zuständige Träger eines Mitglied­
staats, nach dessen Rechtsvorschriften 
der Erwerb, die Aufrechterhaltung oder 
das Wiederaufleben des Leistungsan­
spruchs von der Zurücklegung von Ver­
sicherungs- oder Wohnzeiten abhängig 
ist, . . ., soweit erforderlich, die Versiche­
rungs- oder Wohnzeiten, die nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats zurückgelegt wurden, [be­

rücksichtigt], als handelte es sich um Zei­
ten, die nach den für diesen Träger gel­
tenden Rechtsvorschriften zurückgelegt 
worden sind". 

Nach Nr. 17 des Anhangs V, Abschnitt 
„I — Vereinigtes Königreich", der Ver­
ordnung Nr. 1408/71, mit Rückwirkung 
zum 6. April 1975 eingefügt durch Arti­
kel 1 Absatz 4 Buchstabe b Ziffer ii der 
Verordnung Nr. 1209/76 des Rates, in 
Verbindung mit Schedule 3 Teil I Sec­
tion 5 des Social Security Act 1975 be­
rücksichtigt der zuständige Träger Groß­
britanniens nach dem Recht der anderen 
Mitgliedstaaten, zurückgelegte Versiche­
rungs- und Wohnzeiten beim Erwerb 
eines Rentenanspruchs nach seinem eige­
nen Recht. 

Solange der Secretary of State die Ent­
scheidung über die Zugehörigkeit der 
Klägerin zum staatlichen Versicherungs­
system im Vereinigten Königreich nicht 
aufgehoben hat — falls dies unter ge­
meinschaftsrechtlichen Gesichtspunkten 
zulässig wäre — sind die von der Kläge­
rin in Irland entrichteten Beiträge vom 
zuständigen Träger gemäß Artikel 46 
Absatz 2 bei der Berechnung ihrer Rente 
zu berücksichtigen. 

Sollte jedoch der anhand von Artikel 46 
ermittelte Betrag demjenigen des anhand 
von Artikel 18 ermittelten entsprechen, 
brauchten die beiden Fälle nicht unter­
schieden zu werden. 

Am Ende dieser Untersuchung befällt 
mich zugegebenermaßen eine gewisse 
Ratlosigkeit bei der Formulierung 
zweckdienlicher Antworten auf die Fra­
gen des National Commissioner, da we­
der der Insurance Officer noch die Kom­
mission klare Formulierungsvorschläge 
geliefert haben. 

1471 



SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN MAYRAS — RECHTSSACHE 110/79 

Dennoch beantrage ich wie folgt: 

1. Für das Vereinigte Königreich sind die Vorschriften der Verordnung 
Nr. 1408/71 des Rates vom 1. April 1973 in Kraft getreten. 

2. Ein Arbeitnehmer, der zum Zeitpunkt seines Antrags auf Leistungen bei 
Krankheit dem staatlichen Versicherungssystem eines Mitgliedstaats ange­
hört und Beiträge in voller Höhe an den zuständigen Träger dieses Staa­
tes entrichtet, ist im Sinne von Artikel 1 Buchstabe o Ziffer i der Verord­
nung Nr. 1408/71 bei diesem Träger sowohl im Rahmen von Artikel 18 
wie im Rahmen von Artikel 46 dieser Verordnung versichert, solange 
seine Versicherung vom zuständigen Träger nicht ordnungsgemäß rück­
gängig gemacht wurde. 

3. Ein Arbeitnehmer, der bei dem Träger eines Mitgliedstaats nur gegen Ar­
beitsunfälle versichert ist, hat im Hinblick auf Artikel 18 im Sinne von 
Artikel 1 Buchstabe o Ziffer i der Verordnung Nr. 1408/71 als bei diesem 
Träger versichert zu gelten. 

4. Im Vereinigten Königreich mußten bei der Berechnung der Höhe der Al­
tersrente und der Höhe der Leistungen bei Krankheit die Bestimmungen 
des Artikels 1 Absätze 3 und 13 der Verordnung Nr. 2864/72 des Rates 
sowie die Bestimmungen des Artikels 1 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer ii und 
Absatz 4 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung Nr. 1209/76 des Rates 
berücksichtigt werden. 
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